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TEXTLICHER TEIL 
In Ergänzung der Planzeichnung und des Planeintrags wird Folgendes festgesetzt: 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-15 BauNVO) 

1.1 GE – Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) 

Zulässig sind: 

- Gewerbebetriebe aller Art (mit Ausnahme der für unzulässig erklärten Betriebe), 

- Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 

- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude. 

Nicht zulässig sind: 

- Einzelhandelsbetriebe sowie sonstige Handelsbetriebe, die Güter auch an Endver-
braucher verkaufen,  

- Wohnnutzungen jeglicher Art, auch Bauleiterwohnungen bzw. Wohnungen für Be-
triebsinhaber, 

- Tankstellen, 

- Anlagen für sportliche Zwecke, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 

- Bordelle und bordellartige Betriebe, 

- Vergnügungsstätten.  

Ausnahmsweise zulässig sind: 

- Anlagen für Fremdwerbungen nach Genehmigung durch die zuständige Bau-
rechtsbehörde. 

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO) 

2.1 GRZ - Grundflächenzahl 

Grundflächenzahl entsprechend Planeintrag. 

2.2 Höhe der baulichen Anlagen 

Die maximal zulässigen Höhen der baulichen Anlagen bestimmen sich durch maximale 
Firsthöhen (FH max) entsprechend Planeintrag. 
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Für den nordwestlichen Teilbereich gilt als oberer Bezugspunkt der höchste Punkt der 
Dachkonstruktion, als unterer Bezugspunkt die Straßenoberkante der Wiesenstraße in 
Mitte der Straßenseite des Grundstückes. 

Für den südöstlichen Teilbereich wird die maximale Firsthöhe noch durch eine Gesamt-
höhe von 184,5 m ü. NN eindeutiger definiert.  

Eine Überschreitung der zulässigen Höhen baulicher Anlagen mit technisch bedingten 
Sonderbauten aufgrund technischer und rechtlicher Vorgaben, z.B. DIN-Normen, in 
dem danach erforderlichen Mindestumfang zulässig, z.B. Aufzugtürme, Silos, Wasser-
türme und Abluftanlagen, ist ausnahmsweise zulässig. Diese Anlagen dürfen pro Be-
trieb maximal 10% der Grundstücksfläche einnehmen. 

3. Bauweise sowie überbaubare und nicht überbaubare Grund-
stücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22-23 BauNVO) 

3.1 Bauweise 

Zulässige Bauweise entsprechend Planeintrag. Dabei bedeutet: 

o = offene Bauweise 

a = abweichende Bauweise: Im Sinne einer offenen Bauweise mit einer maximal zu-
lässigen Gebäudelänge von 80 m. 

3.2 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen bestimmen sich durch Baugrenzen 
entsprechend Planeintrag. 

4. Nebenanlagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 14 BauNVO) 

Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. Nebenanlagen und Einrichtungen zur Kleintierhaltung 
sind nicht zulässig.  

5. Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

In den Bereichen ohne Ein- und Ausfahrt entsprechend Planeintrag sind Grundstücks-
zufahrten unzulässig. 
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6. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB) 

6.1 Rückbau des Wirtschaftswegs und Bepflanzung der öffentlichen Grünflä-
che <1> 

Im Zuge der Erschließungsmaßnahmen zur Verlängerung der Wiesenstraße sind die 
Schotterdeckschicht und der Unterbau im alten Verlauf des Wirtschaftswegs auf einer 
Länge von rd. 90 m vollständig zu entfernen. Der unterhalb anstehende Boden ist zu lo-
ckern und gegebenenfalls einzuebnen. Die Fläche wird an das umliegende Gelände an-
gepasst und mit Oberboden angedeckt. Als Auffüllmaterial und Oberboden sind das 
Material und der Boden zu verwenden, die beim Herstellen des neuen Straßenverlaufs 
und im Gewerbegebiet anfallen. 

Innerhalb der festgesetzten Ausgleichsfläche ist im Zuge der Erschließungsmaßnahmen 
zur Verlängerung der Wiesenstraße auf mindestens 40 % der Fläche ein Feldgehölz aus 
gebietsheimischen Sträuchern und Laubbaumheistern zu pflanzen, zu pflegen und dau-
erhaft zu unterhalten.  

Pflanzabstände: 1,5 m  

Pflanzgröße Sträucher: 2 x v, 60-100 cm 

Pflanzgröße Heister: v Hei, 100-125 cm 

Der Rest der Fläche ist als Wiese einzusäen und ein- bis zweimal jährlich zu mähen. 

Die Bepflanzung hat innerhalb eines Jahres nach Fertigstellung der verlängerten Wie-
senstraße zu erfolgen. Die Artenlisten im Anhang sind zu beachten. 

6.2 Bepflanzung der öffentlichen Grünfläche im Norden <2> 

Die Fläche für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern ist als Wiese einzusäen und 
ein- bis zweimal jährlich zu mähen. 

Zudem ist in der Fläche eine Baumreihe aus fünf Obstbäumen zu pflanzen, zu pflegen 
und dauerhaft zu unterhalten. Die Bäume sollen bei ihrer Pflanzung als Hochstämme 
einen Stammumfang von mindestens 14-16 cm haben und in einem Abstand von 15 m 
gepflanzt werden. Zwischen den Bäumen sind dreireihige, ca. 10 m lange Heckenab-
schnitte aus gebietsheimischen Sträuchern zu pflanzen. 

Pflanzabstände: 1,5 m 

Pflanzgröße Sträucher: 2 x v, 60-100 cm 

Die Bepflanzung hat spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung der Gebäude in den angren-
zenden Gewerbegebietsflächen zu erfolgen. Die Artenlisten im Anhang sind zu beach-
ten. 

6.3 Erhaltung der Hecke in der privaten Grünfläche im Osten <3> 

Die Hecke an der Bahnböschung am Ostrand des westlichen Geltungsbereichs ist zu 
erhalten. Nach Aufgabe der Ackernutzung in den angrenzenden Flächen ist die restliche 
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Grünfläche als Wiese einzusäen. Ein zwei Meter breiter Streifen entlang des Gewerbe-
gebiets ist ein- bis zweimal jährlich zu mähen, das Mähgut ist abzuräumen. 

6.4 Beschränkung metallischer Dach- und Fassadenmaterialien 

Bei metallischen Dacheindeckungen oder Fassadenverkleidungen aus Zink, Blei oder 
Kupfer ist eine verwitterungsfeste Beschichtung zwingend. 

6.5 Getrennte Erfassung und Ableitung von Dachwasser 

Unbelastetes Niederschlagswasser von Dach- und Hofflächen ist getrennt zu erfassen. 
Nach einer Rückhaltung im Gebiet (im östlichen Teilbereich festgesetzt, im westlichen 
Teilbereich empfohlen) soll es dem Wiesengraben bzw. der Elsenz zugeführt werden. 

6.6 Insektenschonende Beleuchtung des Gebietes 

Die Straßen- und Wegbeleuchtung ist mit insektenschonenden Lampen entsprechend 
dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es sind Leuchten zu wählen, die kein 
Streulicht erzeugen. Außenbeleuchtungen sind auf das unbedingt erforderliche Min-
destmaß zu beschränken. Private Dauerbeleuchtungen sind unzulässig.  

7. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

7.1 Leitungsrechte 

Die gemäß Planeintrag festgesetzten Flächen "LR Stadt" sind mit einem Leitungsrecht 
zugunsten der Stadtwerke Sinsheim zur Abwasserableitung zu belasten.  

8. Pflanzgebote 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

8.1 Baum- und Strauchpflanzungen im Norden des östlichen Geltungsbereichs 

In der festgesetzten Fläche für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern ist auf 
mind. 500 m² ein Feldgehölz aus gebietsheimischen Sträuchern und Laubbaumheistern 
zu pflanzen. 

Pflanzabstände: 1,5 m 

Pflanzgröße Sträucher: 2 x v, 60-100 cm 

Pflanzgröße Heister: v Hei, 100-125 cm 

Die nicht bepflanzten Teilflächen sind als Wiese einzusäen und ein bis zweimal jährlich 
zu mähen. Zusätzlich werden in der Wiese hochstämmige Obstbäume gepflanzt und 
damit ein Streuobstbestand begründet. Zu pflanzen sind Hochstämme mit einem Min-
deststammumfang von 10 - 12 cm. Die Bäume sind mit einem Pflanzabstand von 10 m 
und einem Abstand von 5 m zu Wegen und sonstigen angrenzenden Flächen zu pflan-
zen und dauerhaft zu unterhalten. Gepflanzt werden können entweder die Obstbaums-



Große Kreisstadt Sinsheim – Gemarkung Reihen 

Bebauungsplan „Zur Mauer III“ 
 

Textlicher Teil – Satzung Seite 6  

orten der Artenliste 3 oder die Obstbaumsorten und Wildobstarten mit geringem Pfle-
gebedarf der Artenliste 4. 

Die Bepflanzung ist mit den Baugesuchsunterlagen nachzuweisen und hat spätestens 1 
Jahr nach Gebäudebezug zu erfolgen. Die Arten- und Sortenlisten im Anhang sind zu 
beachten. 

8.2 Baumpflanzungen im Bereich von Stellplatzanlagen 

Bei Stellplatzanlagen ist je angefangene 10 ebenerdige KFZ-Stellplätze ein hochstäm-
miger Baum zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Die Bäume sollen 
bei ihrer Pflanzung als Hochstämme einen Stammumfang von mind. 12-14 cm haben. 
Es sind jeweils Pflanzquartiere von mindestens 10 m² Größe vorzusehen. 

Die Bepflanzung hat spätestens 1 Jahr nach Errichtung der Stellplätze zu erfolgen. Die 
Artenliste im Anhang ist zu beachten. 

8.3 Anpflanzungen entlang der Bahnanlagen 

Alle Neupflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen müssen den Belangen der 
Sicherheit des Eisenbahnbetriebs entsprechen. Die Hinweise unter III. Punkt 12. sind zu 
beachten. 

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

1. Werbeanlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig.  

Sammelwerbeanlagen sind nur ausnahmsweise und nur nach Genehmigung durch die 
zuständige Baurechtsbehörde zulässig.  

Sich bewegende Werbeanlagen sowie Lichtwerbungen mit Lauf-, Wechsel- und Blink-
licht sind unzulässig. 

2. Außenanlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke sind gärtnerisch zu gestalten, nicht 
erforderliche Aufschüttungen und Abgrabungen sind zu vermeiden. 

Nicht notwendige Erdaufschüttungen, die im Zusammenhang mit Baumaßnahmen ent-
standen sind, sind spätestens 6 Monate nach Fertigstellung der baulichen Anlagen auf 
dem betreffenden Grundstück vollumfänglich zu entfernen. 
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Mindestens 10 % der Grundstücksfläche sind als Grünflächen anzulegen. Sie sind mit 
standortgerechten Gehölzen gemäß der Artenliste 2 zu bepflanzen, zu pflegen und 
dauerhaft zu unterhalten. Wahlweise können hochstämmige Einzelbäume gemäß der 
Artenliste 1 gepflanzt werden; dabei entspricht ein Hochstamm 10 m² Grünfläche. Die 
in der Planzeichnung festgesetzten Pflanzgebote sind auf den Grünflächenanteil anre-
chenbar. 

Mit Vorlage von Bauanträgen sind fachlich qualifizierte Freiflächengestaltungspläne mit 
Darstellung und Erläuterung der grüngestalterischen Maßnahmen (Bepflanzungspläne) 
der Baugenehmigungsbehörde vorzulegen. Diese werden nach fachkundiger Prüfung 
Bestandteil der Baugenehmigung. 

3. Einfriedungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Einfriedungen sind im gesamten Plangebiet bis zu einer Höhe von 2,00 m zulässig, so-
fern sie aus sicherheitstechnischen Gründen zum Schutz der gewerblichen Anlagen 
notwendig sind, ansonsten ist eine maximale Höhe von 1,50 m nicht zu überschreiten, 
gemessen von der Oberkante der jeweils angrenzenden Verkehrsfläche. Bei Einfriedun-
gen zwischen den Grundstücken, gemessen von der Oberkante des fertigen Geländes.  

Die Höhen beziehen sich auf ein Gesamtmaß von Einfriedungen und notwendig wer-
denden Stützmauern. 

Die Verwendung von Stacheldraht ist nicht zulässig.  

Die bebaubaren Grundstücke und öffentlichen Verkehrsflächen sind entlang der Grenze 
zu den Bahnanlagen mit einer dauerhaften Einfriedung ohne Öffnung bzw. einer Leit-
planke abzugrenzen. Die Hinweise unter III. Punkt 12. sind zu beachten. 

4. Niederspannungsfreileitungen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. 

5. Herstellung von Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versi-
ckern von Niederschlagswasser – naturverträgliche Regenwas-
serbewirtschaftung 
(§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

Im östlichen Teilbereich ist auf den Flächen eine Regenwasserrückhaltezisterne herzu-
stellen. Die Anlage ist nach anerkannten Regeln der Technik in Abhängigkeit zur ange-
schlossenen versiegelten Fläche zu planen und zu bemessen.  

Die Anlage muss ein zwangsentleertes spezifisches Volumen von 2,0 m³ pro angefan-
gene 100 m² versiegelter Fläche aufweisen. Der nachgewiesene Drosselabfluss in die 
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Regenwasserkanalisation darf 0,5 l/s nicht überschreiten. Die Anlagen sind außerhalb 
der Baugrenzen zulässig. 

III. HINWEISE 

1. Bodenfunde 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese 
sind unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Stadt Sinsheim anzuzeigen. 

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktags nach der Anzeige in 
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 
Landesdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG). 

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. 

2. Altlasten 

Werden bei Erdarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunreinigtes Aushubmaterial an-
getroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem Aushub zu trennen und gemäß 
§ 7 Bodenschutzgesetz Baden-Württemberg und den §§ 1, 10 und 11 Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz zu verfahren. Die Stadt Sinsheim und das zuständige Landrat-
samt sind umgehend über Art und Ausmaß der Verunreinigung zu benachrichtigen. 

Bei erheblichem Ausmaß sind die Arbeiten bis zur Klärung des weiteren Vorgehens vor-
läufig zu unterbrechen. Bezüglich des Entsorgungsweges und der Formalitäten gibt der 
zuständige Abfallentsorger Auskunft. 

3. Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV) wird hingewie-
sen. 

Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten auszu-
heben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu erhalten 
und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe auch § 202 
BauGB). 

Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach 
§ 1 BBodSchG gewährleisten (z.B. Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzenres-
ten maximal 1,5 m, Schutz vor Vernässung und Staunässe etc.). 

Entsprechendes gilt für Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustellenein-
richtung. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor 
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erheblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schützen. Entstandene Bodenverdich-
tungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern. 

4. Grundwasserfreilegung 

Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind dem Landratsamt als untere Wasser-
behörde rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen. 

Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die 
Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und die untere 
Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 37 Abs. 4 WG). 

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewäs-
ser ist unzulässig. 

5. Baugrunduntersuchung 

Es werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen nach DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 empfohlen. 

6. Baufeldräumung und Gehölzrodung 

Im Vorfeld von Bauarbeiten ist die krautige Vegetation in den künftigen Baufeldern in 
der Zeit von Oktober bis Februar komplett zu räumen und anschließend regelmäßig, al-
le ein bis zwei Wochen, kurz zu mähen, um zu verhindern, dass Bodenbrüter Nester an-
legen. 

Auf § 44 Bundesnaturschutzgesetz wird verwiesen. 

7. Duldungspflichten 

Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen 
für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper 
und des Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen 
auf seinem Grundstück zu dulden. Er wird von der Stadt Sinsheim oder dem Erschlie-
ßungsträger zuvor benachrichtigt. (§ 126 BGB) 

8. Hochwassergefährdung 

Gemäß der Hochwassergefahrenkarte befindet sich der nordwestliche Teilbereich des 
Plangebietes zwar außerhalb eines Überschwemmungsgebietes, jedoch im Überflu-
tungsbereich eines HQExtrem sowie in einem sog. geschützten Bereich, d.h. er wird über-
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flutet, falls die Hochwasserschutzmaßnahmen versagen sollten. In diesem Teilbereich 
wird daher eine hochwasserangepasste Bauweise empfohlen. 

9. Wasserschutzgebiet 

Das Plangebiet liegt in Zone III B des Wasserschutzgebietes „Zweckverband Wasserver-
sorgungsgruppe Oberes Elsenztal“. Die Wasserschutzgebietsverordnung ist zu beach-
ten. 

Grundwasserhaltungen sind ohne wasserrechtliche Erlaubnis nur mit geringen Förder-
mengen zu einem vorübergehenden Zweck erlaubt. Die Maßnahmen sind dem Rhein-
Neckar-Kreis, Landratsamt Wasserrechtsamt, rechtzeitig anzuzeigen. 

Abwasserkanäle und -leitungen in Wasserschutzgebieten sind entsprechend den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik zu planen, zu bauen, zu prüfen und zu betrei-
ben. 

Wasserversorgungsanlagen sind gemäß § 44 Abs. 4 WG nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik zu errichten, zu erhalten und zu betreiben. 

Die Grundsätze des Wasserrechtes zum Schutz des Grundwassers und zum Erhalt der 
Grundwasserneubildung sind bei der weiteren Planung und dem Bau der Entwässe-
rungseinrichtungen zur Ableitung der Niederschlagswässer bestmöglich zu berücksich-
tigen. 

10. Regenwasserrückhaltezisternen 

Aufgrund der geringen hydraulischen Leistungsfähigkeit des Wiesengrabens werden 
auch im westlichen Teilbereich des Plangebietes geeignete Vorkehrungen zur gedros-
selten Einleitung des Regenwassers mit 0,5 l/s, wie z.B. technische Rückhaltebauwerke, 
Versickerungsmulden oder Dachflächenbegrünungen empfohlen, da das Erlaubnisver-
fahren für die Einleitung von Niederschlagswassern in den Wiesengraben Aufgabe der 
Investoren ist.  

11. Niederschlagswasserbeseitigung / Regenwasserbewirtschaftung 

Zur Erfüllung der Grundsätze der naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung wird 
empfohlen befestigte PKW-Stellplätze mit wasserdurchlässigen Belägen auszuführen. 

Des Weiteren wird eine Dachbegrünung für flach geneigte Dächer empfohlen. 

12. Bepflanzung und Einfriedigungen an Bahnstrecken 

Die Bepflanzungen sind nach den anerkannten Regeln der Technik der Bahnrichtlinie 
882 „Handbuch Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu planen und herzu-
stellen. 



Große Kreisstadt Sinsheim – Gemarkung Reihen 

Bebauungsplan „Zur Mauer III“ 
 

Textlicher Teil – Satzung Seite 11  

Für Bepflanzungen an Bahnstrecken sind folgende Mindestabstände zu beachten: 

Mindestabstände zur Gleismitte des äußersten Gleises für klein- und mittelwüchsige 
Sträucher 8 m, für hochwüchsige Sträucher 10 m und für Bäume 12 m. Für bestimmte 
Module gelten erhöhte Mindestabstände und Rückschnittzonen.  

Auf die anerkannten Regeln der Technik (DIN VDE 0115 Teil 3, 1997-12 und DIN EN 
50122-1) wird verwiesen. Die Anpflanzungen im Grenzbereich entlang der Bahnanlagen 
sind so zu gestalten, dass ein Überhang nach § 910 BGB vermieden wird und die Vor-
gaben des Nachbarrechts eingehalten sind. Die Pflanzung darf zu keinem Zeitpunkt die 
Sicherheit des Eisenbahnbetriebs gefährden. 

Die entlang der Grenze zu den Bahnanlagen erforderliche Einfriedigung kann auch als 
Lebendhecke ohne Baugenehmigung nach LBO gepflanzt werden. Durch die mit der 
Baumaßnahme verbundene Besiedlung wird für die Anwohner und deren Kinder eine 
Gefahrenquelle gegenüber dem Eisenbahnbetrieb geschaffen, für deren Abwehr nach 
den Grundsätzen des § 823 BGB derjenige, welcher diesen Zustand schafft, zuständig 
ist. Konkret bedeutet dies, dass der jeweilige Bauherr verkehrssicherungspflichtig ist. 
Die Baulast zur Erstellung und der Unterhalt liegen beim jeweiligen Grundstückseigen-
tümer. Diese Maßnahme dient zum Schutz der Personen und Fahrzeuge vor den Gefah-
ren des Eisenbahnbetriebes und vermeidet das Entstehen „wilder Bahnübergänge“. In 
Rahmen des Bauantrags ist die Einfriedung nachzuweisen. 
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IV. ARTEN- UND SORTENLISTEN 

Artenliste 1: Verwendung gebietsheimischer Gehölze für An-
pflanzungen 
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Herkunftsgebiet für Pflanzgut soll in der Regel das „Süddeutsche Hügel- und Bergland“ 
sein. Bei den mit „*“ gekennzeichneten Arten soll das Herkunftsgebiet entsprechend 
Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG) berücksichtigt werden. 

Artenliste 2: Sortenliste für Baumpflanzungen im Stellplatz- und 
Straßenbereich 
 

 

 

 

Artenliste 3: Obstbaumsorten 
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Artenliste 4: Obstbaumsorten und Wildobstarten mit geringem 
Pflegebedarf 

 

 

 
 

Empfohlene Saatgutmischungen 

 

 

 

Herkunftsgebiet für Saatgut gesicherter Herkunft soll das „Süddeutsche Hügel- und 
Bergland“ sein. 
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